
                                                          27.01.2022 
 
 
Sehr geehrter Herr Dr. Stefan Birkner,                               
sehr geehrter Herr Konstantin Kuhle, 
sehr geehrter Herr Dr. Marco Genthe 
 
da es nur noch etwas über 8 Monate bis zur Landtagswahl in Niedersachsen sind und bei 
allen Parteien die Vorbereitungen darauf immer mehr Fahrt aufnehmen, haben wir als 
„Niedersächsisches Bündnis gegen Straßenausbaubeiträge (NBgS)“ in den letzten Tagen 
alle demokratischen Parteien , die unserer Meinung nach die 5 %-Hürde für einen Einzug 
in den Landtag überspringen könnten, angeschrieben und um eine Aufnahme der 
landesweiten Abschaffung der Strabs in das jeweilige Wahlprogramm nachgesucht. 
 
Die Mitglieder der BI/IG, die sich im Bündnis zusammengeschlossen haben, verfügen über 
eine breitgefächerte politische Grundeinstellung, so dass das Bündnis selbst weitestgehend 
politisch neutral agiert. Deshalb empfehlen wir, nur den Kandidaten und Parteien bei der 
Landtagswahl Stimmen zu geben, die sich ausdrücklich für eine landesweite Abschaffung 
der „Strabs“ glaubhaft aussprechen. 
 
Da die FDP schon seit Jahren bei den Straßenausbaubeiträgen mit unseren Auffassungen 
dazu und dem Ziel der notwendigen landesweiten Abschaffung übereinstimmt, gehen wir 
davon aus, dass dieser Punkt auch einen prominenten Platz in Ihrem Wahlprogramm 
einnimmt. Sollte das wider Erwarten nicht der Fall sein, bitten wir auch Sie nachdrücklich 
um eine Aufnahme in Ihr Wahlprogramm. 
  
Zwei wesentliche Punkte unterstützen dies: 
 

 Das Thema Strabs beschäftigt den Bürger / die Wähler weiterhin und die 
Kommunalwahl hat auch gezeigt, dass es ein sensibles und wichtiges Thema für 
die Menschen im Land ist und bis zur Abschaffung bleibt. 

 
 Laut einer Erhebung des NBgS haben mittlerweile knapp 45 % der Kommunen 

keine Strabs mehr. Dadurch wird der Flickenteppich und die deutliche 
Ungerechtigkeit immer größer. Auch die kleine „Reform“ wurde von den Kommunen 
kaum umgesetzt und bringt dem einzelnen Bürger keinerlei wirkliche Entlastung, die 
hohen Beiträge bleiben weiterhin auf den Schultern der davon betroffenen Bürger. 

  
Gern würden wir mit Ihnen/Ihrer Partei erörtern, wie wir uns auf dem Weg zur Zielerreichung 
„Abschaffung der Strabs auch in Niedersachsen“ in den nächsten Monaten ergänzen und 
unterstützen können. 
 
Dafür schlagen wir einen Termin in kleiner Runde im Landtag vor, gern in den nächsten drei 
Wochen. 
  
Wir freuen uns auf Ihren Terminvorschlag und verbleiben 
  
 
mit freundlichen Grüßen 
  
 
NBgS Lenkungsgruppe 
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